Sitzungsvorlage Nr. V/2020/1461

Zustandig: Fachbereich Jugend A

Verfasser: Menker, Annette STA DT AHAUS

DIE BURGERMEISTERIN

Ahaus, 29.07.2020

Beratungsfolge
Jugendhilfeausschuss 24.08.2020 TOP O 4

Beratungsgegenstand

Forderung der Flexibilisierung der Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege

Beschlussvorschlag

Der Jugendhilfeausschuss beschlie3t die Fordergrundsatze fir die Flexibilisierung von Betreu-
ungszeiten in Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege fiir ein Erprobungsjahr (Teil
C der Vorlage). Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechend der Grundsatze gemeinsam mit
den Tragern von Kindertageseinrichtungen bedarfsgerechte Angebote in Randzeiten einzurich-
ten.

Sachdarstellung

A: Grundlagen

Der Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen hat am 29.11.2019 das Gesetz zur qualitativen
Weiterentwicklung der friihen Bildung beschlossen. Das Gesetz ist zum 01.08.2020 in Kraft ge-
treten. Die Revision des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz)verfolgt u.a. das Ziel, die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu starken. Hierzu sollen geeignete Angebote entwickelt und erprobt wer-
den, die durch erweiterte Offnungszeiten und Betreuungsmaéglichkeiten in Randzeiten Eltern und
Familien entlasten und unterstitzen.

Nach § 48 Abs. 2 KiBiz stellt das Land einen pauschalierten Zuschuss fir die Flexibilisierung der
Betreuungszeiten im Kindergartenjahr 2020/2021 in Héhe von 40 Millionen EUR, im Kindergar-
tenjahr 2021/2022 von 60 Millionen EUR und ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 von 80 Millio-
nen EUR landesweit zur Verfligung. Die Bezuschussung dient der finanziellen Forderung von
kind- und bedarfsgerechten, familienunterstiitzenden Angeboten in der Kindertagesbetreuung,
wie

1. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen (iber 47 Stunden wdchentlich hinaus,

2. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen an Wochenend- und Feiertagen,

3. Offnungszeiten und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor 7 Uhr,

4. Kindertageseinrichtungen, die weniger als 16 Tage jahrlich schliefl3en,

5. zusatzliche Betreuungsangebote bei unregelmafiigem Bedarf oder ausnahmsweise kurzfristig
erhdhten Bedarf der Familien und Notfallangebote sowie

6. erganzende Kindertagespflege gemal’ § 23 Abs. 1 KiBiz.

Der Anteil des Jugendamtes fur die nachsten drei Jahre bestimmt sich nach der Anzahl der fur
das Kindergartenjahr 2019/20 beantragten Kindpauschalen fir in Tageseinrichtungen betreute
Kinder im Verhaltnis zur landesweiten Anzahl. Dieser Zuschuss ist gem. § 48 Abs. 3 KiBiz durch
das Jugendamt um 25 Prozent zu erhéhen und an die Trager von Kindertageseinrichtungen oder
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Kindertagespflege weiterzuleiten. Das Forderbudget fiir die Stadt Ahaus stellt sich flir die nachs-

ten 3 Jahre wie folgt dar:

Kita-Jahr Landesanteil Pflichtaufschlag durch | Gesamtbudget
Stadt Ahaus

2020/2021 99.600,00 € 24.900,00 € 124.500,00 €

2021/2022 149.400,00 € 37.350,00 € 186.750,00 €

2022/2023 199.200,00 € 49.800,00 € 249.000,00 €

Ab 2023/2024 dynamisiert mit der allgemeinen Steigerungsrate

Bei der Konzeptionierung und Inanspruchnahme der flexiblen Angebotsformen ist den alters- und
entwicklungsbezogenen Bedurfnissen der Kinder nach Kontinuitat und Verlasslichkeit sowie den
Bindungs- und Bildungsprozessen der einzelnen Kinder Rechnung zu tragen. Das Landesju-
gendamt hat mit Rundschreiben Nr. 06/2020 vom 13.02.2020 die personelle Mindestausstattung
fur verlangerte Offnungszeiten, die Fortschreibung des Konzeptes der Einrichtung und einen ent-
sprechenden Antrag auf Betriebserlaubnis aufgezeigt.

Weitere Hinweise des Landes zur Umsetzung sind angesichts des Erprobungs- und Entwick-
lungsauftrages an die kommunale Jugendhilfeplanung auf Basis der ortlichen Bedarfslage nach
der Gesetzesbegriindung nicht zu erwarten.

B: Verfahren

Die Kreisjugendamter des Miinsterlandes und das Jugendamt der Stadt Minster sowie die Ju-
gendamter im Kreis Borken haben ihr Interesse an abgestimmten Fordergrundsatzen bekundet.
Es wurden Férdergrundsatze entwickelt, an denen sich auch die Jugendamter in Kreis Borken
orientieren wollen.

Mit dieser Sitzungsvorlage werden die gemeinsam erarbeiteten Férdergrundsatze zur Entschei-
dung dem Jugendhilfeausschuss vorgelegt. Sie sollen zum 01.08.2020 ruckwirkend in Kraft tre-
ten. Im Rahmen der értlichen Jugendhilfeplanung entscheidet das Jugendamt auf Basis der 6rtli-
chen Bedarfslage, welche Angebote in die Férderung zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten
aufgenommen werden.

Die Trager werden kurzfristig Uber die Mdglichkeit der Antragstellung informiert und kdnnen nach
Abstimmung der bedarfsgerechten Angebote mit der Jugendhilfeplanung die Zuschusse beantra-
gen und die Umsetzung vorbereiten. Die Antrage der Trager sollen bis zum 30.09.2020 beim
Fachbereich Jugend der Stadt Ahaus gestellt werden.

Die Verwendung der Zuschusse ist nach § 39 Abs. 1 Nr. 11 KiBiz nach den Einsatzarten im Sin-
ne des § 48 Abs. 1 KiBiz nachzuweisen.

Die Forderung fur die Flexibilisierung von Betreuungszeiten wird aufgrund des Erprobungs- und
Entwicklungsauftrages nach der Gesetzesbegrindung zunachst fiir ein Jahr festgelegt. Anschlie-
Rend kdnnen aus diesen Erfahrungen die Fordergrundsatze entsprechend fortgeschrieben wer-
den. Die Jugendamter streben dann wieder ein gemeinsames Vorgehen an.

C: Fordergrundsatze

1. Allgemeine Grundsatze

1.1 Mit der Férderung nach diesen Grundsétzen sollen fir Trager in der Kindertagesbetreuung
Anreize zur Flexibilisierung von Betreuungszeiten in den Foérderpunkten nach § 48 Abs. 1 KiBiz
gesetzt werden. Aufgrund des begrenzten Gesamtbudgets wird eine Vollkostenfinanzierung zu
den einzelnen Forderpunkten nicht angestrebt.

1.2 Die Forderung zusatzlicher Angebote steht im Vordergrund. Bestehende Forderleistungen
des Jugendamtes in der Kindertagespflege werden nachrangig in den Einsatzarten nach § 48
Abs. 1 KiBiz nachgewiesen.
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1.3 Fir die Bewilligung von Férdermitteln nach § 48 KiBiz muss in der Kindertageseinrichtung
mindestens das Betreuungsmodell von 35 Stunden im Block (Uber Mittag) oder ein flexibleres
Betreuungsmodell angeboten werden, soweit hierflir nach den raumlichen Gegebenheiten eine
Betriebserlaubnis erreicht werden kann.

1.4 Unabhéangig von den Offnungs- und Betreuungszeiten einer Kindertageseinrichtung soll die
Verweildauer der einzelnen Kinder deren Entwicklungsstand und den jeweiligen Bedarfen der
Familie entsprechen. In diesem Sinne soll die Verweildauer grundsatzlich nicht Gber 9 Stunden
taglich und 45 Stunden woéchentlich hinausgehen. Ausnahmen sind gegeniber dem Jugendamt
zu begrunden. Fir diese zusatzlichen Zeiten wird kein zusatzlicher Elternbeitrag erhoben.

1.5 Die Forderung setzt eine Antragstellung des Tragers im Rahmen des § 48 KiBiz und dessen
Auslegung des Landesjugendamtes, insbesondere im Rundschreiben Nr. 06/2020, sowie dieser
Fordergrundsatze voraus. Der Trager macht den Eltern die zusatzlichen Angebote in geeigneter
Weise bekannt (Internetseite der Kita etc.).

1.6 Die Fordergrundsatze werden zunachst zur Erprobung fiir ein Jahr festgelegt. Die Erfahrun-
gen aus dem Startjahr werden in die Weiterentwicklung eingebracht.

2. Forderpunkte des § 48 Abs. 1 KiBiz

2.1 Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen tiber 47 Stunden

Entsprechend der Gesetzesbegriindung zum KiBiz und der Auslegung des Landesjugendamtes
werden Offnungszeiten bereits tiber 45 Wochenstunden geférdert. Bis zu 50 Wochenstunden
kann die Forderung einer Kindertageseinrichtung unabhangig von einer Bedarfsprifung fir den
Sozialraum (Jugendhilfeplanung) bewilligt werden. Der pauschale Fordersatz betragt 40 Euro pro
Stunde, in der mindestens ein Kind betreut wird. Hierflr sollen vorbehaltlich anderer Vorschriften
mindestens 1,5 Personalkrafte vorgehalten werden.

2.2 Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen an Wochenend- und Feiertagen
Betreuungsbedarfe fur einzelne Kinder an Wochenend- und Feiertagen werden vorrangig in Kin-
dertagespflege gefordert. Eine Férderung in Kindertageseinrichtungen kann abhangig von einer
Bedarfsprifung fur den Sozialraum (Jugendhilfeplanung) entsprechend Ziffer 2.1 bewilligt wer-
den.

2.3 Offnungszeiten und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor 7 Uhr

Betreuungsbedarfe fir einzelne Kinder nach 17 Uhr und vor 7 Uhr werden vorrangig in Kinderta-
gespflege gefordert. Insbesondere bei kurzzeitigen Betreuungsbedarfen in den Randzeiten zur
Offnungszeit nach Ziffer 2.1 (vgl. § 23 Abs. 1 KiBiz) kann abhéngig von einer Bedarfspriifung fiir
den Sozialraum (Jugendhilfeplanung) eine Férderung in Kindertageseinrichtungen entsprechend
Ziffer 2.1 bewilligt werden.

2.4 Kindertageseinrichtungen, die weniger als 16 Tage jahrlich schlielRen
Kindertageseinrichtungen, die weniger als 16 Tage jahrlich schlielen, erhalten unabhangig von
einer Bedarfsprifung fir den Sozialraum (Jugendhilfeplanung) pro Tag weniger einen pauscha-
len Forderbetrag von 1.000 EUR pro Tag. Bei der Anzahl der SchlieRtage werden halbe Schlief3-
tage nach § 27 Abs. 3 KiBiz berticksichtigt.

2.5 zusatzliche Betreuungsangebote bei unregelmafigem Bedarf oder flir ausnahmsweise kurz-
fristig erhdhten Bedarf der Familien und Notfallangebote

Unregelmalige Betreuungsbedarfe fur Kinder unter 3 Jahren werden bereits in der Kindertages-
pflege gemal den gesonderten Forderrichtlinien zur Kindertagespflege nach der tatsachlichen
Betreuungszeit tiber die Abrechnung per Stundenzettel geférdert. Ausnahmsweise kurzfristig
erhdhte Bedarfe und Notfallangebote in Kindertageseinrichtungen werden teilweise bereits durch
die Vereinbarungen zur Ubernahme der Trageranteile durch die Kommune nach dem KiBiz auf-
gegriffen. Eine dartber hinausgehende Forderung in Kindertageseinrichtungen kann abhangig
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von einer Bedarfspriifung flr den Sozialraum (Jugendhilfeplanung) und von verfiigbaren
Budgetmitteln entsprechend Ziffer 2.1 bewilligt werden.

2.6 erganzende Kindertagespflege gemal § 23 Abs. 1 KiBiz
Die erganzende Kindertagespflege wird gemal den gesonderten Férderrichtlinien zur Kinderta-
gespflege weiterhin gefordert.

2.7 In begrindeten Einzelfallen kann die Verwaltung des Jugendamtes von diesen Férdergrund-
satzen abweichen.

Finanzielle Auswirkungen

X Ja [] Nein
Budget: 06.01 Forderung von Kindern in Tageseinrichtungen
Malnahme: Foérderung von Kindern in Tageseinrichtungen
Ergebnisplan:
Pos. Bezeichnung Betrag in €
02 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 41.500,00
15 Zuschisse an ubrige Bereiche 51.875,00

Die Mittel wurden im Haushalt 2020 bertcksichtigt.

Anlagen
Entwurf des Antrags auf Forderung zur Flexibilisierung von Betreuungszeiten fir das Kita-Jahr

2020/2021



	Neu_voname
	Neu_vocdat
	Gremium
	Datum
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschluß
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Anlage

